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Seit der Ratifizierung der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) 

haben sich in Deutschland die rechtlichen Normen psychiatrischen Han-

delns gewandelt, doch von einer Umsetzung dieser menschenrechtli-

chen Vorgaben sind wir weit entfernt. Gerade die Partizipation am ge-

sellschaftliche Leben (Art. 9 UN-BRK) wird oft behindert, durch Heimein-

weisungen und gesetzliche Betreuungen, die in psychiatrischen Kliniken 

initiiert werden.  

Inzwischen wurde der Bundesteilhabebericht 2016 veröffentlicht, der 

eine Antwort auf die Staatenberichtsprüfung des UN-Behindertenrechts-

komitees ist. Er versucht darzustellen, dass die in Genf erhobenen men-

schenrechtlichen Empfehlungen in Deutschland weitestgehend erfüllt 

sind. Allerdings widmen sich lediglich 15 Seiten dem Thema „Sicherheit 

und Schutz der Person …“. Das Sicherheits- und Schutzargument recht-

fertigt in Deutschland zahllose Freiheitsentzüge bei Menschen mit psy-

chiatrischen Diagnosen. Ob sie stets gerechtfertigt sind, ist umstritten. 

Um so mehr freut es mich, dass auf dem Weltkongress der UN-Sonder-

berichterstatter für das Recht auf Gesundheit, Dainius Puras, zu seinem 

Jahresbericht Stellung nehmen wird. In diesem fordert er einen Paradig-

menwechsel von weniger Zwangsanwendung hin zu mehr Beteiligung 

der Diagnosebetroffenen. 


